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zu ihre schriftliche Einwilligung erklären. Die Anwendung 
des Abbuchungsverfahrens bedarf darüber hinaus einer Ver
einbarung zwischen dem Betrieb und seinem Geld- oder Kre
ditinstitut.

Die neugefaßte AO fiber das Lastschriftverfähren — Last
schrift-АО - vom 13. Oktober 1983 (GBL I Nr. 30 S. 296) soU
die Finanzdisziplin bei der Durchführung der zwischenbe
trieblichen Ware-Geld-Beziehungen, insbesondere beim Ex- 
und Import, weiter erhöhen. Künftig können auch die For
derungen der Außenhandelsbetriebe aus Importlieferungen 
im Lastschriftverfahren eingezogen werden. Das Lastschrift- 
verfahren und die Zahlungsfristen für die Importlieferungen 
sind zwischen den Importbetrieben und den Außenhandels
betrieben in Wirtschaftsverträgen zu vereinbaren.

Neu ist die Stimulierung einer hohen Disziplin bei der 
Ausfertigung der Exportdokumente zur schnellen Realisie
rung der Valutaeinnahmen: Weist die zuständige Außenhan
delsbank Lastschriftaufträge für Exportstreckengeschäfte 
wegen Nichteinhaltung der Einreichungsfrist oder auf Grund 
inhaltlicher Mängel der Exportdokumente zurück, dann müs
sen die Rechnungsbeträge von den Außenhandelsbetrieben 
im Überweisungsverfahren bezahlt werden. Das für die Lie
ferbetriebe vorteilhaftere Lastschriftverfahren kommt somit 
nicht zum Zuge. Entsprechend der AO fiber die Fälligkeit von 
Geldverbindlichkeiten aus Warenlieferungen und Leistungen 
- Fälligkeits-AO - vom 13. Oktober 1983 (GBL I Nr. 30 S. 298) 
ist der Zahlungsausgleich für die Geldforderungen und -Ver
bindlichkeiten der Betriebe aus Warenlieferungen und Lei
stungen regelmäßig zu analysieren, bei Planabweichungen sind 
Maßnahmen einzuleiten, um die Planmäßigkeit wieder her
zustellen.

•
Entsprechend der Orientierung des X. Parteitages der SEID, 
daß die Qualität der Arbeit in der Preisbildung größeres Ge
wicht erhalten soll und mit den Industriepreisen die Sen
kung des Produktionsverbrauchs stimuliert werden soll5 6, sind 
die Bestimmungen der neugefaßten AO fiber die zentrale 
staatliche Kalkulationsrichtlinie zur Bildung von Industrie
preisen vom 17. November 1933 (GBL I Nr. 35 S. 341) darauf 
gerichtet, die Industriepreise noch stärker als bisher zum 
Maßstab für die Bewertung der eigenen Leistungen der Kom
binate und Betriebe zu machen. Die Kombinate und Betriebe 
sind verpflichtet, bei den Industriepreisen konsequent den 
zulässigen kalkulatorischen Aufwand zugrunde zu legen.

Die Bestimmungen über Industriepreise für neu in die 
Produktion aufzunehmende Erzeugnisse wurden inhaltlich er
weitert. Als neuer Bestandteil der Selbstkosten ist der Bei
trag für gesellschaftliche Fonds kalkulierbar. Grundsätzlich 
nicht kalkulierbar sind künftig die Kosten für Ausschuß und 
Nacharbeit. Dieser Grundsatz ist mit den Jahresvolkswirt
schaftsplänen schrittweise durchzusetzen, d. h. diese Kosten 
sind in Höhe der mit dem Plan vorgegebenen Senkungsraten 
kalkulierbar. Auch die Kosten für Garantieleistungen im In
land sind systematisch zu senken. Sie sind in der im Plan 
festgelegten Höhe kalkulierbar.

Um die Produktion von Erzeugnissen mit hoher Effektivi
tät und Qualität zu stimulieren, können für solche Erzeug
nisse Extragewinne festgesetzt werden, die grundsätzlich be
fristet für eine Zeitdauer von drei Planjahren zu gewäh
ren sind. Für Exquisiterzeugnisse, Delikaterzeugnisse, andere 
hochwertige Konsumgüter sowie Ersatzteile sind Gewinnzu
schläge anzuwenden. Gewinnabschläge werden für uneffek
tive, veraltete Erzeugnisse festgesetzt.

Mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 1 ООО M kann 
wie bisher belegt werden, wer als Verantwortlicher fahr
lässig bestimmten Pflichten aus dieser АО nicht nachkommt, 
z. B. unzulässige Preisbildungsmethoden an wendet oder zu
läßt, daß den Industriepreisen unzutreffende Angaben über 
Kosten, Gewinnzuschlag usw. zugrunde gelegt werden. Für 
die vorsätzliche Verletzung der Ordnungsstraftatbestände der 
АО sind nunmehr Ordnungsstrafen bis zu 10 000 M vorgese
hen. Die Ordnungsstrafbefugten sind jetzt in der АО aus
drücklich genannt.

Die staatliche Leitung und Planung der Volkswirtschaft 
schließt die staatliche Bestätigung der Industrie- und Ver
braucherpreise ein. Dazu wurde die АО Nr. Pr. 305 über das 
Preisantragsverfahren vom 17. November 1983 (GBl. I Nr. 35 
S. 371) erlassen, die unter Beibehaltung bewährter Grund
sätze der bisher geltenden АО Nr. Pr. 305 vom 29. Februar 
1980 (GBl. I Nr. 12 S. 91) den Anforderungen Rechnung trägt, 
die sich aus anderen Rechtsvorschriften der letzten Zeit® er
geben haben. Zugleich sind die Bestimmungen der АО auf 
die Vereinfachung des Verfahrensablaufs und auf eine zü
gige Bearbeitung gerichtet. So sind z. B. verbindliche Termine 
für die Vorlage und Abstimmung der Preisanträge festge

legt worden, und es wurden Möglichkeiten für die Anwendung 
vereinfachter Formen der Ausarbeitung und Einreichung der 
Preisanträge geschaffen. Ordnungsstrafen werden u. a. dem
jenigen angedroht, der es als Verantwortlicher unterläßt, ter
mingemäß einen Preisamtrag zu stellen, der Preise nicht nach 
den geltenden Rechtsvorschriften festlegt, Preise nicht ent
sprechend seiner Verpflichtung abstimmt usw. Erstmals sind 
ln der АО die Ordnungsstrafbefugten ausdrücklich genannt.

*

Um Wissenschaft und Technik ökonomisch stärker wirksam 
werden zu lassen, beschloß das Politbüro des Zentralkomi
tees der SED Maßnahmen zur stärkeren Verbindung von Pla
nung und wirtschaftlicher Rechnungsführung auf dem Ge
biet von Wissenschaft und Technik.7 Der Durchsetzung die
ser Maßnahmen dienen u. a. drei Rechtsvorschriften in die
sem Quartal.

Mit der 1. DB zur VO fiber das Pflichtenheft für Aufga
ben der Forschung und Entwicklung — PflichtenheftVO — 
vom 23. November 1983 (GBL I Nr. 36 S. 381)8 soll die Forde
rung, daß das zu erreichende ökonomische Ergebnis zum Aus
gangs- und Endpunkt der wissenschaftlich-technischen Ar
beit wird, konsequenter durchgesetzt werden.

Die weitere Ausgestaltung der Mitwirkungspflichten bei 
der Vorbereitung von Pflichtenheften gewährleistet, daß die 
zur Entscheidung über die Aufnahme einer wissenschaftlich- 
technischen Aufgabe erforderlichen Aussagen über ihre öko
nomische Wirksamkeit, ihre volkswirtschaftliche Einordnung 
und die sich daraus ergebenden Verpflichtungen der Koope
rationspartner mit größerer Verbindlichkeit getroffen wer
den.

Durch eine von praktischen Erfahrungen bestimmte Re
gelung über die Ausarbeitung von Pflichtenheften und spe
zifischen Bedingungen zur Anwendung des Pflichtenheft
nachweises wird der Verwaltungsaufwand vereinfacht und 
damit gesenkt

Mit der AO fiber die Anwendung der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung in der Forschung und Entwicklung vom 
23. November 1983 (GBL I Nr. 36 S. 387) wird die wissen
schaftlich-technische Arbeit der Kombinate konsequent in 
die wirtschaftliche Rechnungsführung einbezogen. Die АО 
ist darauf gerichtet, die wirtschaftliche Rechnungsführung 
zielgerichtet für eine höhere Effektivität der wissenschaft
lich-technischen Arbeit zu nutzen und ein günstiges Ver
hältnis von Aufwand und Ergebnis zu erreichen. Die Bereit
stellung der Mittel für Wissenschaft und Technik wird ent
schiedener an hohe ökonomische Zielstellungen in den Pflich
tenheften und an kurze Bearbeitungsfristen gebunden. Um 
hohe ökonomische Ergebnisse aus Wissenschaft und Tech
nik zu fördern, wird in selbständigen Forschungseinrichtun
gen die wirtschaftliche Rechnungsführung eingeführt, und 
in den nicht selbständigen Forschungseinrichtungen werden 
Instrumente der wirtschaftlichen Rechnungsführung ange
wendet. Die seit 1971 geltenden Vorschriften über die entgelt
liche Nutzung wissenschaftlich technischer Ergebnisse sowie 
die FinanzierungsAO Wissenschaft und Technik vom 5. Fe
bruar 1982 (GBl. I Nr. 7 S. 150)9 wurden in die АО eingear
beitet.

Die AO über die ökonomische Gesamtrechnung für For- 
schungs- und Entwicklungsaufgaben und die Jahresabschluß
rechnung Wissenschaft und Technik vom 23. November 1983 
(GBL I Nr. 36 S. 395) enthält Festlegungen zur Beurteilung 
der ökonomischen Zielstellungen der Pflichtenhefte und ist 
darauf gerichtet, die Leitungstätigkeit in den Betrieben und 
Kombinaten wirkungsvoller auf die Überleitung der For- 
schungs- und Entwicklungsergebnisse in die Produktion so
wie ihre umfassende volkswirtschaftliche Verwertung zu kon
zentrieren. Mit der ökonomischen Gesamtrechnung wird die 
Verbindung zum Gesamtplan des Kombinats und Betriebes 
hergestellt und zwingender darauf orientiert, die ökonomi
schen Ergebnisse der wissenschaftlich-technischen Arbeit 
plan- und bilanzwirksam zu machen.

Sie ist zugleich Grundlage für die Jahresabschlußrech
nung Wissenschaft und Technik, mit der erstmals ein zusam
mengefaßter Nachweis des erreichten Effektivitäts- und Qua
litätsfortschritts gegenüber dem Vorjahr, eine Einschätzung
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